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Stellungnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Nr. 22/17 Wohnbebauung 
westlich der Ulmenstraße“ 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Landesverband Sachsen e.V. hat die BUND Regionalgruppe Chemnitz autorisiert, die 
Stellungnahme für den BUND zu erarbeiten und nimmt zum Vorhaben wie folgt Stellung: 
 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz, Landesverband Sachsen kann dem vorliegenden Entwurf nicht 
zustimmen.  
 
Nach dem Landesentwicklungsplan (LEP Z 1.5.4) ausreichende Freiflächen zwischen den 
Siedlungseinheiten erforderlich. Neuversiegelungen sind nur zulässig, wenn keine Alternativen (z. B. 
Nachnutzung) bestehen. Eine Bauplanung auf bisher unversiegeltem Gebiet widerspricht diesem Ziel 
direkt. Vorrang hat die Nutzung vorhandener Siedlungsflächen, insbesondere durch Nachverdichtung, 
Revitalisierung oder Umnutzung (LEP Z 3.1.1.).  
 
 
Klimaschutz und Klimaanpassung 
Konflikt mit Klimaschutzgesetz (KSG) und EU-Klimaschutzverordnung 
Der massive Verlust von Grünflächen, Böden und Vegetation steht den Verpflichtungen aus: 
    • Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG), 
    • EU-Klimaschutzverordnung (VO (EU) 2018/842), 
    • EU-Bodenstrategie und Biodiversitätsstrategie 2030. 
entgegen. 
Neue Planungen müssen laut Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) klimawandelbedingte Risiken 
berücksichtigen. Das Versiegeln von Boden in dieser Größenordnung geht mit einer hohen negativen 
Klimabilanz einher.  
 
Lokales Klima 
Die Umsetzung des Vorhabens und die damit verbundene Flächenversiegelung hätten dauerhafte 
Veränderungen des lokalen Klimas zur Folge. Es ist mit einer Zunahme von Schadstoffemissionen 
durch Baumaßnahmen, Verkehr und weitere Faktoren zu rechnen. Die Versiegelung des Bodens führt 
zudem zu einer verringerten Verdunstungsrate und damit zu einer stärkeren Erwärmung sowie 

http://www.bund-chemnitz.de/


geringerer Luftfeuchtigkeit über den betroffenen Flächen. Auch dies hat klimatische Auswirkungen zur 
Folge. Entsprechende Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sind daher unbedingt erforderlich. 
Die geplante Eingriffsfläche speichert durch den aktuellen dichten Baumbestand CO₂, wirkt 
temperaturregulierend und dient als Puffer bei Starkregen. Vor dem Hintergrund zu erwartender 
Hitzeperioden und Trockenheit gilt es, diese Funktionen dringend zu erhalten. 
Gemäß dem Landschaftsplan der Stadt Chemnitz wird das Planungsgebiet dem Übergangsbereich 
des Stadt-Klimatops bzw. dem Gartenstadt-/Stadtrand-Klimatop zugeordnet. Hier können reichhaltige 
Grünflächen eine kühlende Wirkung auf das Stadtklima entfalten, insbesondere in der Nähe des 
anschließenden Grünzugs Kappelbach. Mit den geplanten Baumaßnahmen droht jedoch der Verlust 
dieser kühlenden Wirkung. Durch den Verlust von 93 % des Baumbestands (108 von 116 Bäumen) 
droht zudem die Entstehung einer massiven Hitzeinsel. 
Dem Fachteil zum Hitzeaktionsplan des Umweltamts Chemnitz (2024) ist zu entnehmen, dass für den 
Stadtteil Kaßberg eine Wärmebelastung von über 30 % der Fläche diagnostiziert wird (vgl. Hitze in 
Chemnitz – Fachteil zum Hitzeaktionsplan; Umweltamt Chemnitz 2024, Abb. 15, S. 28). Damit ist der 
Kaßberg als vierthöchster belasteter Stadtteil und als hitzevulnerabel eingestuft worden. 
Um Luftleitbahnen aus westlicher Richtung nicht weiter einzuschränken, ist eine Bebauung der Fläche 
abzulehnen. 
 
 
Bodenversiegelung 
Durch das Bauvorhaben würden erhebliche Flächen neu versiegelt. Die Bodenversiegelung in Sachsen 
hat eine besorgniserregende Tagesrate von derzeit 4,34 Hektar pro Tag (laut statistischem 
Landesamt). Das ab 2020 gültige Ziel der Landesregierung für die tägliche Versiegelung für Sachsen 
liegt bei höchstens 2 ha/Tag. Es muss deshalb mit hoher Priorität auf die Verminderung der 
Neuversiegelung geachtet werden bzw. bei unvermeidlicher Neuversiegelung eine geeignete 
Kompensation in Form von Entsiegelung an anderer Stelle eingeplant werden.  
 
Altlasten 
Schadstoffbelastung und Staub (DK II): Die offiziellen Unterlagen (V22-17_GOP) weisen für den Boden 
eine Deponieklasse DK II (belastet mit Arsen, PAK und Blei) aus. Da ein verbindliches 
Staubminderungskonzept im Entwurf nicht ersichtlich ist, besteht die Gefahr, dass Schadstoffe 
während der Erdarbeiten durch Verwehung direkt in den angrenzenden Kappelbach sowie auf die 
Vegetation und in die benachbarten Kleingärten gelangen. Dies gefährdet die Wasserqualität, die 
lokale Tierwelt, die Nahrungsmittelqualität in den Gärten und die Gesundheit der Anwohner*innen 
massiv. 
Widersprüchliche zur Bodensanierung: Im rechtskräftigen B-Plan 13/06 „Wohnbebauung an der 
Ulmstraße“ wurde noch eine Abdeckmächtigkeit des belasteten Bodens von 80 cm festgesetzt. Der 
Bebauungsplan Nr. 22/17 sieht trotz der nachgewiesenen Belastungen aktuell nur noch 35 cm vor, 
ohne dies fachlich nachvollziehbar zu begründen. Hier revidiert die Stadt ihre eigenen 
Sicherheitsstandards ohne Not. 
Die im Grünordnungsplan abgebildeten Ruinen alter Gartenlauben lassen auf ein erhebliches 
Asbestrisiko schließen. Da in solchen Beständen regelmäßig asbesthaltige Materialien verbaut 
wurden, ist es verwunderlich, dass dieses Risiko in der Planungsbegründung nicht thematisiert und 
kein Konzept für einen fachgerechten Rückbau vorgelegt wird. 
 
 
Artenschutz  
Aus dem Jahr 2025 liegen fotodokumentierte Sichtungen des Schwarzstorchs (Ciconia nigra) vor. Die 
Aufnahmen belegen die aktuelle Nutzung des betreffenden Gebiets als Nahrungshabitat an den 
folgenden Tagen: 02.06.2025, 03.06.2025, 13.06.2025 sowie 18.06.2025. Diese Erkenntnisse wurden 



im Artenschutzgutachten von 2022 nicht berücksichtigt. Die Aufnahmen sollten dem 
Stadtplanungsamt aktuell vor liegen, falls nicht kann der Kontakt zum Beobachter durch den BUND RG 
Chemnitz hergestellt werden. 
Darüber hinaus bieten die im Gebiet vorhandenen alten Mauern und Ruinen Lebensraum für 
Mauerbienen (Gattung Osmia), die in der bisherigen Erfassung nicht aufgeführt sind. 
Diese Informationen sollten dringend Beachtung im Artenschutzrechtlichen Gutachten finden.  Das 
Artenschutzgutachten ist deshalb zu überarbeiten. Als Grundlage dafür sind alle zur Verfügung 
stehenden Datenquellen zu nutzen. 

 
Die im Bebauungsplan 13/06 als Leitstruktur festgelegte Hecke (Maßnahme pf1) wird durch die 
aktuelle Planung unterbrochen. Dies führt zur Entwertung einer bereits umgesetzten 
Ausgleichsmaßnahme der Stadt und beeinträchtigt den bestehenden Biotopverbund. 
 
Verkehr 
 
Das vorliegende Verkehrskonzept weist erhebliche Mängel auf, insbesondere durch das Fehlen eines 
durchgängigen Fußwegs im Mittelstück.  
Zudem wird die Festlegung als öffentliche Straße mit der Erschließung einer perspektivisch geplanten 
Altenwohnanlage begründet. Dem nachgelagerten Vorhaben kann der BUND Sachsen aus den 
genannten Gründen – insbesondere wegen der zu befürchtenden klimatischen Folgen, der 
Unterbindung von Frischluftschneisen und der Verstärkung des Hitzeeffekts – nicht zustimmen. Mit 
der Einrichtung einer öffentlichen Straße werden zudem die Grundlagen für weitere Erschließungen 
geschaffen, was aus ökologischer Sicht nicht vertretbar ist. 
 
 
Schlussfolgernd muss man feststellen, dass die vorgesehenen internen Ausgleichs‑ und 
Klimaanpassungsmaßnahmen nicht ausreichen, um die massiven Eingriffe in Gehölzbestand, 
Biotopverbund und Kaltluftsystem zu kompensieren. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
RG Chemnitz | BUND Sachsen e.V. 
 
 
 

 
Heidi Enderlein 


